
14. Beilage im Jahre 1970 zu den Sitzungsberichten 
des XXL Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 14

Gesetz
über eine Ä nderung des Spitalbeitragsgesetzes

Der V orarlberger Landtag hat beschlossen:

Das Spitalbeitragsgesetz, LGBl. Nr. 18/1958, 
in der Fassung LGBl . Nr. 17/1963, w ird wie 
folgt geändert:
1. Dem § 1 ist folgender Abs. 5 anzufügen:

„(5) Die in diesem  Gesetz geregelten  A uf­
gaben der Gem einde sind solche des eige­
nen W irkungsbereiches."

2. Dem § 4 ist folgender Abs. 4 anzufügen:
„(4) Falls für die B ediensteten in K ranken­
anstalten  eine B esoldungsordnung besteht, 
ist sie der Landesregierung zur G eneh­
m igung1 vorzulegen. Die G enehm igung ist 
zu erteilen, w enn die Besoldungsordnung 
den Bestimmungen dieses Gesetzes en t­
spricht."

B e r i c h t

Die Landesgruppe V orarlberg  der G ew erk­
schaft der G em eindebediensteten  hat darauf 
hingew iesen, daß die G em eindebediensteten, 
die in K rankenanstalten  beschäftigt sind, für 
bestim m te Tätigkeiten  Schmutz-, Erschwernis- 
 und G efahrenzulagen, Zulagen für Sonntags-, 
Feiertags- und N achtarbeit erhalten, diese Zu­
lagen aber trotz der an sich nach § 3 Abs. 2 
Z. 1 des E inkom m ensteuergesetzes 1967 m ög­
lichen S teuerfreiheit versteuern  müssen.

Nach § 3 Abs. 2 Z. 1 EStG. 1967 sind die im 
§ 3 Abs. 1 Z. 16 bis 19 dieses Gesetzes ange­
führten Bezüge (Schmutz-, Erschwernis- und 
G efahrenzulagen, in Ü berstundenentlohnun­
gen enthaltene Zuschläge für M ehrarbeit, Zu­
schläge für Sonntags-, Feiertags- und N acht­
arbeit, Fehlgeldentschädigungen) steuerfrei, 
w enn sie auf Grund gesetzlicher Vorschriften, 
von Landesregierungen erlassenen D ienstord­
nungen, aufsichtsbehördlich genehm igter 
D ienst(Besoldungs)ordnungen der Körperschaf­
ten des öffentlichen Rechts gew ährt werden.

Die Landesgruppe V orarlberg  der G ew erk­
schaft der G em eindebediensteten hat nun, un ­
terstü tzt durch den V orarlberger G em einde­
verband und den V orarlberger S p ita lerhalter­
verband, angeregt, in das Spitalbeitragsgesetz 
eine Bestimmung einzufügen, die Dienst(Be- 
soldungs)ordnungen einer G enehm igungs­
pflicht unterw irft, dam it die in K rankenanstal­
ten der Gem einden beschäftigten D ienstneh­
mer, die ja  außerhalb des Bereiches der 
H oheitsverw altung tätig  sind und somit nicht 
un ter die Bestim m ungen des G em eindeange­

stelltengesetzes fallen, in den Genuß der 
S teuerfreiheit gelangen.

M it dem vorliegenden Entwurf soll dieser 
A nregung entsprochen w erden, wobei abw ei­
chend davon die Genehmigungspflicht für Be­
soldungsordnungen aller K rankenanstalten, 
die nach § 4 Abs. 1 des Spitalbeitragsgesetzes 
der wirtschaftlichen Aufsicht der Landesregie­
rung unterliegen, und nicht nur für Besol­
dungsordnungen der K rankenanstalten  der Ge­
m einden vorgesehen ist. Eine Einschränkung 
der Genehmigungspflicht auf Besoldungsord­
nungen der K rankenanstalten  der G em ein­
den hätte  nämlich die Frage ihrer Zu­
lässigkeit im Hinblick auf Art. 119a Abs. 8 
B.-VG. aufgeworfen. Als Folge der nach dem 
Entwurf vorgesehenen Regelung w ird die 
S teuererleichterung, sofern eine Besoldungs­
ordnung erlassen wird und die G enehm igung 
erhält, nicht nur den B ediensteten in den Ge­
m eindekrankenhäusern , sondern auch den Be­
diensteten  in den K rankenanstalten  der Orden 
und K ongregationen zugute kommen, da diese 
wie die G em einden als Körperschaften des 
öffentlichen Rechtes angesehen werden.

A bgesehen davon erscheint die Einführung 
einer Genehmigungspflicht für Besoldungsord­
nungen gerechtfertigt, w enn bedacht wird, daß 
solche Besoldungsordnungen im Hinblick auf 
die wirtschaftliche Führung einer K ranken­
anstalt nicht ohne Bedeutung sind.

Gleichzeitig mit der beabsichtigten N ovel­
lierung soll das Spitalbeitragsgesetz auch an 
die Bestimmungen der Bundes-Verfassungs-
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gesetznovelle 1962 angepaßt w erden. Nach § 2 
Abs. 1 des Spitalbeitragsgesetzes haben die 
G em einden als T räger von Privatrech ten Bei­
träge zum Betriebsabgang von K rankenanstal­
ten zu leisten. Die T ätigkeit der Gem einde als 
Träger von Privatrechten fällt nach Art. 118 
Abs. 2 in V erbindung mit Art. 116 Abs. 2

B.-VG. (§ 16 Abs. 1 in V erbindung mit § 2 
Abs. 2 GG.) in den eigenen W irkungsbereich 
der Gemeinde. Der A nordnung des Art. 118 
Abs. 2 B.-VG. entsprechend soll diese A nge­
legenheit auch ausdrücklich als solche des 
eigenen W irkungsbereiches bezeichnet w e r­
den.

Bregenz, am 16. Juni 1970
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